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Vorwort 

Die vorliegende Untersuchung wurde im Wintersemester 1999/2000 abge-
schlossen und im Sommersemester 2000 von der Rechtswissenschaftlichen Fa-
kultät der Albert-Ludwigs-Universität Freiburg als Habilitationsschrift ange-
nommen. Rechtsprechung und Schrifttum konnten größtenteils bis Oktober 
2000 berücksichtigt werden. 

Ganz besonders danken möchte ich meinem verehrten akademischen Leh-
rer, Prof. Dr. Dr. h.c. Martin Bullinger. In den Jahren als sein Mitarbeiter und 
auch danach hat er mich durch Rat und Tat außergewöhnlich gefördert, weit 
über die wissenschaftliche Arbeit hinaus. Seine Art des historisch-kritischen 
und rechtsvergleichenden Herangehens an Grundfragen hat mich für die Wis-
senschaft begeistert. Sein Vorbild ist mir Ermutigung und Herausforderung 
auch für die Zukunft. Mein besonderer Dank gilt ferner Prof. Dr. Thomas Wür-
tenberger. Er hat nicht nur die Mühe des Zweitgutachtens auf sich genommen, 
sondern mir auch in den letzten zwei Jahren als Assistent an seinem Lehrstuhl 
zahlreiche Anregungen vermittelt und zugleich großzügig Freiraum für die 
Fertigstellung dieser Arbeit gewährt. Auch sein Vorbild wird meine weitere 
Arbeit prägen. Großer Dank gebührt schließlich Prof. Daniel Rodriguez, der 
mir als mein Betreuer an der University of California at Berkeley in langen Ge-
sprächen Zugang zum amerikanischen Rechtsdenken vermittelt und erste Kon-
zepte mit mir erörtert hat. Einen kurzen Vorentwurf von Teilen der vorliegen-
den Arbeit habe ich 1996 im dortigen LL.M.-Programm als Thesis vorgelegt. 

Viele Freunde und Kollegen haben diese Untersuchung begleitet und mich 
dienstlich und privat in verschiedenster Weise außerordentlich unterstützt. Un-
ter ihnen haben Steffen Bauer, Katrin Gareus, Helmut Gropengießer, Christine 
Heeg, Katrin Hölting, Anna-Miria Mühlke und Ralf Schenke jeweils Teile des 
Manuskripts kritisch durchgesehen und wichtige Hinweise zur Verbesserung 
gegeben. Ihnen allen sei an dieser Stelle nochmals herzlich gedankt. 

Dank ganz besonderer Art verdienen meine Eltern und vor allem meine 
Frau Uta Fehling. Ohne ihre Unterstützung hätte diese Arbeit - wie so man-
ches andere - nicht gelingen können. Meiner Frau Uta und unserer Tochter 
Kathrin sei dieses Buch gewidmet. 

Freiburg i.Br., im Dezember 2000 Michael Fehling 
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§ 1 Einführung 

I. Problemstellung 

Der Grundsatz der Unparteilichkeit der Verwaltung wird vielfach ohne ge-
nauere Differenzierung und Konkretisierung zu den Kernprinzipien des 
Rechtsstaats gerechnet1. So führt das Bundesverwaltungsgericht zur Planfest-
stellung aus, die Verwaltung habe »gegenüber jedermann jenes Maß an innerer 
Distanz und Neutralität zu wahren, das ihr in einer späteren Phase noch ein ab-
gewogenes Urteil ermöglicht« und »die ihr übertragene Aufgabe in unpartei-
ischer Weise wahrzunehmen«2. Art. 41 des Entwurfs einer Grundrechtecharta 
für die Europäische Union spricht sogar ausdrücklich vom Recht jedes Bürgers 
auf unparteiliche Behandlung seiner Verwaltungsangelegenheiten durch die 
Organe und Institutionen der Union3. 

Offen bleibt, wie sich diese Forderung nach Unparteilichkeit mit der Aufga-
be der Verwaltung vereinbaren läßt, über den Vollzug zwingender Rechtsvor-
schriften hinaus politische Vorgaben, etwa aus Regierungsprogrammen, zu 
konkretisieren und aktiv handelnd umzusetzen. Gerade Planungsentscheidun-
gen, etwa beim Straßenbau, machen es erforderlich, bei der Abwägung diver-
gierender Interessen politische Prioritäten zu setzen und durchzusetzen4, etwa 

1 Aus der Lehrbuchliteratur etwa Achterberg, Allgemeines Verwaltungsrecht, 2. Aufl. 
1986, S. 358; Badura, in: Erichsen, Allgemeines Verwaltungsrecht, 11. Aufl. 1998, §35 Rn. 5. 
Bei den Kommentierungen insbes. Bonk, in: Stelkens/Bonk/Sachs, VwVfG, 5. Aufl. 1998, § 20 
Rn. 1; Obermayer, VwVfG, 3. Aufl. 1999, § 20 Rn. 1. 

2 BVerwGE 75, 214, 230 - Flughafen München II. Im Anschluß daran VGH Bad.-Württ, 
VBlBW 1988, 298,299 - Hochrheinautobahn. 

3 Unter der Uberschrift »Right to good administration« heißt es in Absatz 1 wörtlich: 
»Every person has the right to have his or her affairs handled impartially, fairly and within a 
reasonable time by the institutions and bodies of the Union« (Convent 50, Charte 4487/1/00 
REV 1 vom 10.10.2000). Zur Begründung wird nur pauschal auf den Grundsatz der »rule of 
law« verwiesen (Convent 46, Charte 4423/00 vom 31.7.2000, damaliger Artikel 39, »Explana-
tion«). Näher hierzu unten § 4 IV. 1. b). 

4 In dezisionistischer Schärfe kommt dies verallgemeinernd bei C. Schmitt zum Ausdruck: 
»Der Staat ist nicht nur Justizorganisation; er ist auch etwas anderes als ein bloß neutraler 
Schiedsrichter oder Schlichter. Sein Wesen liegt darin, daß er die politische Entscheidung 
trifft« (Verfassungslehre, 3. Aufl. 1954, S. 134). Jarass, Politik und Bürokratie, 1975, S. 131 f. 
sieht das Kennzeichen der Verwaltung in primär bürokratisch statt politisch begründeten 
Wertentscheidungen. 
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bei der Gewichtung von Belangen der Wirtschaft einerseits, des Landschafts-
und Naturschutzes andererseits. Aus diesem Blickwinkel wird dann auch ver-
ständlich, warum das Bundesverwaltungsgericht die Gemeinde bei der Bauleit-
planung als »im guten wie im schlechten Sinne parteiisch«5 bezeichnet hat. 

Strukturelle Veränderungen im Verwaltungsrecht fügen diesem ungelösten 
Grundkonflikt zwischen Unparteilichkeitsforderung und Gestaltungsaufgabe 
der Verwaltung weitere Facetten hinzu und stellen das Unparteilichkeitsden-
ken unter neuen Gesichtspunkten in Frage. Zwei eng miteinander verwobene 
Entwicklungen verdienen in diesem Zusammenhang besondere Beachtung: 

In Anbetracht des sich verschärfenden globalen (Standort-)Wettbewerbs 
werden Verwaltung und Verwaltungsrecht zunehmend in den Dienst der In-
vestitionsförderung gestellt und nach ökonomischen Effizienzkriterien reorga-
nisiert. Damit knüpft die moderne Entwicklung in gewisser Hinsicht wieder an 
das (früh-)liberale Denken des 19. Jahrhunderts an, das die Aufgabe der Polizei 
und damit der inneren Verwaltung darin sah, für die Gesellschaft bestimmte 
Dienstleistungen möglichst effizient bereitzustellen6. Nach innen zielt ein 
»Neues Steuerungsmodell« darauf, bürokratische Strukturen zugunsten eines 
flexiblen, marktorientierten »Verwaltungsmanagements« abzubauen7; im Au-
ßenverhältnis werden insbesondere Genehmigungsverfahren im Interesse in-
vestitionswilliger Unternehmen »nachfragegerecht« beschleunigt und flexibler 
gestaltet8. 

In den Kategorien des Unparteilichkeitsdenkens birgt diese Reform die Ge-
fahr einer einseitigen Parteinahme der Verwaltung für Wirtschaftsinteressen 
unter Vernachlässigung der Belange Drittbetroffener und des Umweltschutzes9 

sowie allgemein der Interessen wirtschaftlich weniger interessanter »Kunden-

5 BVerwGE 45, 309, 324 - Flachglas. Dazu vor allem Ladeur, Abwägung, 1984, S. 31 f.; im 
Zusammenhang mit der Frage nach der Reichweite planerischer Ermessens- und Beurtei-
lungsspielräume hervorgehoben etwa von Weyreuther, BauR 1977, 293, 304 mit dortiger 
Fn. 81; Blümel, DVBl. 1975, 695, 700; Fehling, Die Konkurrentenklage, 1994, S. 166 f. m.w.N. 

6 Siehe insbes. AfoW, Die Polizeiwissenschaft, 3. Aufl. 1866, Bd. 1, S. 244 ff., 301, 305. Ein-
gehende Analyse der deutschen und französischen Entwicklung m.w.N. bei Bullinger, JZ 
1991,53, 54 ff., insbes. 57. 

7 Uberblick über das Reformkonzept des »Neuen Steuerungsmodells« etwa bei Banner, 
VOP 1991, 6 ff.; Damkowski/Precht, Public Management, 1995; Otting, Neues Steuerungs-
modell, 1997, S. 12 H.;J.P. Schneider, in: Verwaltungsorganisationsrecht, 1997, S. 103, 114 ff. 

8 Programmatisch Unabhängige Expertenkommission, Investitionsförderung, 1994, basie-
rend insbesondere auf Vorarbeiten von Bullinger, vor allem JZ 1991, 53 ff. sowie ders., Be-
schleunigte Genehmigungsverfahren, 1991. Auf Ebene des materiellen Verwaltungsrechts und 
des Verwaltungsverfahrensrechts führten diese Überlegungen insbesondere zum »Gesetz zur 
Beschleunigung von Genehmigungsverfahren« v. 12.9.1996, BGBl. I S. 1354, und zum »Gesetz 
zur Beschleunigung und Vereinfachung immissionsschutzrechtlicher Genehmigungsverfah-
ren« v. 9.10.1996, BGBl. I S. 1497. 

9 So besonders deutlich Wahl/Hermes/Sach, in: Prävention und Vorsorge, 1995, S. 217, 
223 ff.; Lübbe-Wolff, ZUR 1995, 57, 59; J.P. Schneider, in: Verwaltungsorganisationsrecht, 
1997, S. 103,123. 
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gruppen«10. Andererseits kann in dieser Prioritätensetzung aber auch eine legi-
time politische Konkretisierung vordringlicher Gemeinwohlerfordernisse ge-
sehen werden. Darüber hinaus muß gefragt werden, inwieweit Unparteilichkeit 
überhaupt (noch) einen geeigneten Maßstab für eine Verwaltung bietet, deren 
primäre Aufgabe vermehrt darin gesehen wird, mit einem unternehmensähn-
lichen Management möglichst effizient und »kundenorientiert« Verwaltungs-
dienstleistungen zu erbringen11. 

Die angespannte Haushaltslage, aber auch die Einsicht in die Schwerfällig-
keit und die Grenzen der Leistungsfähigkeit traditionell hoheitlichen Verwal-
tungshandelns, haben ferner dazu geführt, vermehrt auf das Engagement Pri-
vater zurückzugreifen, sei es als teilweiser Ersatz für reduzierte Verwaltungs-
leistungen (wie etwa der Baugenehmigung12) oder als Ergänzung und 
Unterstützung des traditionellen verwaltungsrechtlichen Instrumentariums 
(wie etwa beim Umwelt-Audit13). Aus dem Blickwinkel des Unparteilichkeits-
denkens liegt es nahe, in der teilweisen Aufgaben(rück)verlagerung von der di-
stanziert-hoheitlichen Verwaltung auf eigeninteressierte Private eine Gefähr-
dung des unparteilichen Gesetzesvollzugs zu erblicken. Es stellen sich dann die 
Fragen, inwieweit den Gesetzgeber hier eine Pflicht zur Schaffung unpartei-
lichkeitsfördernder (Verfahrens-)Strukturen trifft und inwieweit die staatliche 
Verwaltung im Rahmen einer möglichen Gewährleistungsverantwortung auch 
eine mehr oder minder weitreichende Unparteilichkeitsverantwortung besitzt. 
Ein Blick etwa in die Umwelt-Audit-VO der Europäischen Union und in das 
deutsche Umweltauditgesetz mit ihren detailliert ausgearbeiteten Unabhängig-
keits- und Unparteilichkeitsverpflichtungen auf allen Ebenen14 lehrt, wie ernst 
Verordnungs- und Gesetzgeber dieses Problem genommen haben. 

10 Etwa Bull, in: Verwaltungsreform, 1996, S. 69, 72 f.; Damkowski/Precht, Public Mana-
gement, 1995, S. 278\J.P. Schneider, in: Verwaltungsorganisationsrecht, 1997, S. 103, 122 f. 

11 Dazu näher unten § 3 V., insbes. 2. 
12 Uberblick über die unterschiedlich weitgehenden Reformen in den einzelnen Bundes-

ländern bei Reichling, Effektivität im baurechtlichen Planungs- und Genehmigungsverfahren, 
1997, S. 79 ff.; Scholz, Privatisierung im Baurecht, 1997; Dahlke, in: Rechts- und Anwen-
dungsprobleme der neuen BauO NW, 1996, S. 62 ff. Näher zu den dadurch aufgeworfenen 
Unparteilichkeitsfragen unten § 5 II. 5. a). 

13 »Verordnung (EWG) des Rates v. 29.6.1993 über die freiwillige Beteiligung gewerblicher 
Unternehmen an einem Gemeinschaftssystem für das Umweltmanagement und die Umwelt-
betriebsprüfung« (ABl. Nr. L 168); »Umweltauditgesetz (UAG)« v. 7.12.1995 (BGBl. I 
S. 1591). Überblick etwa bei Lübhe-Wolff, DVBl. 1994, 361 ff. u. dies., NuR 1996, 217ff.;J.P. 
Schneider, Die Verwaltung 28 (1995), 360 ff.; Vetter, DVBl. 1996,1223 ff. 

14 Beispielhaft sei auf die der Umwelt-Audit-VO vorangestellten Erwägungen verwiesen: 
»Es ist dafür zu sorgen, daß die Zulassung der und die Aufsicht über die Umweltgutachter auf 
unabhängige und unparteiische Weise erfolgen, damit die Glaubwürdigkeit des Systems ge-
währleistet ist«. Siehe im einzelnen insbes. Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Anhang II. C. Audit-VO (für die 
Betriebsprüfer); Art. 4 Abs 3 u. 4 i.V.m. Anhang III A. 1. Audit-VO, §§6, 10 Abs. 1 Nr. 5, 15 
Abs. 2 Nr. 3 Umweltauditgesetz (UAG) (für die zugelassenen Umweltgutachter); Art. 6 Abs. 1 
S. 3, Art. 18 Abs. 2 S. 1 Audit-VO, § 22 Abs. 1 UAG (Zulassungsstelle). Näher unten § 5 II. 1. 
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Verwandte Privatisierungsfolgenprobleme ergeben sich im Bereich der lei-
stenden Verwaltung, namentlich beim öffentlichen Verkehr, bei Post und Tele-
kommunikation und mit Einschränkungen auch bei der Energieversorgung. 
Dort sollen Funktionsprinzipien der Marktwirtschaft und des Wettbewerbs die 
Funktionsprinzipien staatlicher Daseinsvorsorge so weit wie möglich ersetzen; 
im neuen Leitbild einer »funktionenteilenden Daseinsvorsorge« beschränkt 
sich die Verwaltung weitgehend auf die Regulierung privatwirtschaftlicher Lei-
stungserbringung15. Dabei besteht die Gefahr, daß fiskalische Eigeninteressen 
des Staates, die aus seiner fortbestehenden Beteiligung an einem (ehemals) 
marktbeherrschenden und nun teilprivatisierten Staatsunternehmen resultie-
ren, Einfluß auf Regulierungsentscheidungen gewinnen und zu einer parteili-
chen Benachteiligung von Konkurrenten führen. Bei dieser mit Privatisierung 
einhergehenden Reform der Daseinsvorsorge, aber auch bei den zuvor genann-
ten Fällen einer verstärkten Einbeziehung Privater, steht die Frage nach mög-
lichen Sicherungen der Unparteilichkeit indes erst an zweiter Stelle. Zunächst 
muß geklärt werden, ob der Staat überhaupt noch in der einen oder anderen 
Form für Unparteilichkeit zu sorgen hat oder die Unparteilichkeitsforderung 
durch das Vertrauen in einen privatwirtschaftlich-marktmäßigen Ausgleich 
kollidierender Eigeninteressen ersetzt werden kann und muß. 

Ziel der Untersuchung ist es, auf rechtsvergleichend gewonnenen Erkennt-
nissen aufbauend16 den rechtlichen Gehalt des Unparteilichkeitsgedankens für 
das deutsche Verfassungs- und Verwaltungsrecht differenzierend zu ermitteln 
sowie die sich daraus ergebenden Konsequenzen aufzuzeigen. Der Schwer-
punkt liegt dabei auf dem Wirtschaftsverwaltungs- und Umweltrecht; für die 
Fülle der Einzelheiten muß es bei einer exemplarischen Betrachtung bleiben. 

II. Zu Begriff und möglichen Bedeutungen 
von »Unparteilichkeit« 

Die Schwierigkeiten im Umgang mit Fragen der Unparteilichkeit der Verwal-
tung, wie sie sich exemplarisch in den eingangs erwähnten, scheinbar gegen-
sätzlichen Entscheidungen des Bundesverwaltungsgerichts widerspiegeln, hän-
gen nicht zuletzt damit zusammen, daß wenig Klarheit darüber besteht, was 
»Unparteilichkeit« - oder hier gelegentlich sinngleich verwandt »Neutrali-
tät«17 - eigentlich genau bedeuten soll. Gerade daraus schöpft der schillernde 

15 Dazu näher Bullinger, in: FS Zacher, 1998, S. 85, 87 ff.; Bullinger/Fehling, in: Die zu-
künftige Rolle der Kommunen, 1998, S. 19, 26 ff. Siehe ferner unten § 3 V. 3. b). 

16 Zum rechtsvergleichenden Ansatz der Untersuchung näher unten V. 
17 Dagtoglou (in: FS Forsthoff, 1967, S. 65, 66 f.) will begrifflich zwischen »Neutralität« im 

Sinne von »Nicht-Intervention« und »Unparteilichkeit« als aktive Realisierung des Gemein-
wohl unterscheiden (ihm folgend Kazele, Interessenkollisionen und Befangenheit, 1990, S. 20; 
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und leicht zum Schlagwort verkommende Begriff der Unparteilichkeit einen 
großen Teil seiner Anziehungskraft. Wenn Kunig zum Rechtsstaatsprinzip des-
sen inflationäre Verwendung und die floskelhafte Betonung seines hohen Ran-
ges beklagt18, so trifft dies für die »Unparteilichkeit« kaum weniger zu - das 
Gebot der Unparteilichkeit der Verwaltung wird denn auch typischerweise aus 
dem Rechtsstaatsprinzip hergeleitet19. 

Erhebliche Bedeutungsunsicherheit offenbart auch die reichhaltige Palette 
von Formulierungen, die oftmals mehr oder minder synonym mit Unpar-
teilichkeit gebraucht werden, aber auch im jeweiligen Zusammenhang not-
wendige Akzentverschiebungen andeuten können, wie etwa Unbefangenheit, 
Unvoreingenommenheit, Distanz zum Entscheidungsgegenstand, fehlendes 
Eigeninteresse, Sachlichkeit, Unabhängigkeit20. Versuche einer primär begriff -
lich-definitorischen Präzisierung können indes nur bedingt zur Klärung beitra-
gen21, weil sie die erheblichen Unterschiede zu vernachlässigen drohen, die 
zwischen den mannigfachen rechtlichen Erscheinungsformen und Konzeptio-
nen von Verwaltung sowie zwischen unterschiedlichen Ausprägungen von Un-
parteilichkeit bestehen. 

Daher erscheint es angezeigt, in einem ersten Schritt die verschiedenen mög-
lichen Bedeutungsvarianten von »Unparteilichkeit« darzustellen (unten 1.), be-
vor nach gemeinsamen Charakteristika gesucht wird (2.). 

Riedel, Unparteilichkeit des Richters, 1980, S. 12 f.; nur teilweise dagegen Schiaich, Neutrali-
tät, 1972, S.221). Der Wert dieser Unterscheidung reduziert sich jedoch auf die Erkenntnis, 
daß Unparteilichkeit bei der Verwaltung nicht mit Passivität verwechselt werden darf. In der 
vorliegenden Untersuchung wird allein deswegen meist von »Unparteilichkeit« gesprochen, 
um jeden Anklang an die Kategorie der völkerrechtlichen Neutralität zu vermeiden; so wird 
etwa im Staatslexikon unter dem Stichwort »Neutralität« (Bd. 4, Sp. 14 ff.) nur die völker-
rechtliche Neutralität abgehandelt. 

18 Kunig, Das Rechtsstaatsprinzip, 1986, S. 231 ff. 
19 Neben den oben in Fn. 1 Genannten siehe auch Turegg, NJW 1955, 81; Foerster, SKV 

1975, 11, 12; Besehe, DÖV 1972, 636, 637. Speziell auf die Unparteilichkeit des einzelnen 
Amtswalters bezogen ferner Scheuing, NVwZ 1982, 487; Rombach, Der Faktor Zeit, 1994, 
S. 248; Kopp, VwVfG, 6. Aufl. 1996, § 20 Rn. lb; für das Sozialrecht Giese-Krahmer, SGB X, 
§ 16 Rn. 5; Hauck, SGB X, § 17 Rn. 1; v. Mutius, in: GK-SGB X, § 16 Rn. 1 u. § 17 Rn. 1; für 
das Steuerrecht etwa Hübschmann/Hepp, AO, § 82 Rn. 2 u. § 83 Rn. 2. Siehe ferner unten § 4 
II. 5. a). 

20 Vgl. auch die Zusammenstellung möglicher Synonyme von Befangenheit bei Marre, Be-
fangenheit, 1960, S. 14 f.; Dagtoglou, in: FS Forsthoff, 1967, S.64, 68 mit dortiger Fn.9. Die 
(Un-)Befangenheit wird dort allerdings nur auf den einzelnen Amtswalter bezogen und da-
durch von vornherein auf einen Ausschnitt der Unparteilichkeitsproblematik beschränkt. 

21 Dies gilt nicht nur für Deutschland. Vgl. für die wenig fruchtbaren Bemühungen um 
eine begriffliche Klärung der Bedeutung von >L<impartialite administrative' jüngst Mitard, 
AJDA 1999,478 f.; verschiedene Aspekte ohne klare übergreifende Definition nennt auch De-
goffe, RFDA 1998, 711 f. 
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1. Bedeutungsvarianten von Unparteilichkeit im Zusammenhang 
mit der Verwaltung 

Für den Begriff der politischen Neutralität hat bereits C. Schmitt herausge-
stellt, daß sich damit gänzlich unterschiedliche, aber sich teilweise auch über-
schneidende Vorstellungen verbinden lassen. Er unterscheidet zwischen »von 
der politischen Entscheidung wegführenden Bedeutungen« von »Neutralität« 
im Sinne von Uninteressiertheit, beliebiger Instrumentalisierbarkeit, formaler 
Chancengleichheit oder Parität einerseits und »zu einer Entscheidung hinfüh-
renden Bedeutungen« andererseits, worunter Objektivität und Sachlichkeit, 
nicht egoistisch-interessierte Sachkunde, Gegensätzlichkeiten relativierende 
Einheitsbildung oder die Entscheidung durch einen außenstehenden Dritten 
gefaßt werden22. Mit »Neutralität« oder auch »Unparteilichkeit« könne so-
wohl eine Aufforderung zur Uberwindung des pluralistischen Nebeneinander 
durch eine integrierende politische Entscheidung einer starken staatliche Auto-
rität verbunden werden (von Schmitt favorisiert) als auch umgekehrt ein Gebot 
der Zurückhaltung, der Entpolitisierung und des Kompromisses23. 

Diese Kategorisierung beschränkt sich freilich nicht auf die Verwaltung, 
sondern sucht alle Staatsgewalten zu erfassen, unter besonderer Betonung des 
parteipolitischen Aspekts. Schon aus diesen Gründen kann sie hier nicht unver-
ändert zugrundegelegt werden. Im übrigen zeigt sich ihre mangelnde Trenn-
schärfe bereits darin, daß die beamtenrechtliche Neutralitätspflicht dort kaum 
einen klaren Standort findet; das Beamtentum bleibt angesiedelt zwischen pas-
sivem Verwaltungsapparat und aktiv stabilisierender, ausgleichender Kraft24. 
Der Wert der von Schmitt vorgenommenen Unterteilung liegt darin, die Band-
breite möglicher Erscheinungsformen von »Neutralität« zu verdeutlichen, zur 

22 Siehe im einzelnen Schmitt, Der Hüter der Verfassung, 1931, S. 111 ff., insoweit auch ab-
gedruckt in: Positionen und Begriffe, 1940, S. 158 ff. An dieser Systematisierung orientieren 
sich etwa Samm, Die Stellung der Deutschen Bundesbank, 1967, S. 111 f. mit dortiger Anm. 25; 
Fichtmüller, AöR 91 (1966), 297, 314 f. mit dortiger Fn. 106 (beide für die Bundesbank). 

23 Siehe auch Schmitt, in: Verfassungsrechtliche Aufsätze, 1958, S. 41, insbes. S. 54 ff. Dazu 
vor allem Schiaich, Neutralität, 1972, S. 7 ff.; E.R. Huber, Deutsche Verfassungsgeschichte, 
Bd. III, 3. Aufl. 1988, S. 22 ff. Zu den verschiedenen Erscheinungsformen der innenpolitischen 
Neutralität vgl. auch Maunz, in: FS Loewenstein, 1971, S. 343, insbes. S. 350 ff., der sich frei-
lich wenig um begriffliche Klärungen bemüht. 

24 So wird das zur »Neutralität« verpflichtete Beamtentum (dazu sogleich unten d) und 
näher unten §4 III. 1) schon bei Schmitt einerseits in seinem Sinne positiv als integrierende, 
parteipolitischen Pluralismus überwindende Kraft auf Grundlage nicht egoistisch interessier-
ter Sachkunde, andererseits aber auch in seiner Diktion negativ als technisches Instrument für 
die politische Führung, als »Verwaltungsapparat« eingeordnet; siehe C. Schmitt, Der Hüter 
der Verfassung, 1931, S. 111 ff.; ders., in: Verfassungsrechtliche Aufsätze, 1958, S. 41, 47 f.; her-
vorgehoben von Schiaich, Neutralität, 1972, S. 46. Kritisch zur Typologie von Schmitt auch 
Waechter, Geminderte demokratische Legitimation staatlicher Institutionen, 1994, S. 253 ff., 
insbes. S. 258 ff. unter Verweis auf die Schwierigkeiten bei der Einordnung der Neutralität der 
Bundesbank. 
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inhaltlichen Präzisierung durch Klassifizierung ist diese Einteilung dagegen, je-
denfalls auf die Verwaltung bezogen, kaum geeignet. 

Auch die hier vorgestellte Typologie kann freilich keinen Anspruch auf 
überschneidungsfreie Abgrenzungen erheben. Sie bietet jedoch ein - zu diesem 
Zweck mit Absicht zunächst breit angelegtes - Raster, um die im Verlauf der 
Untersuchung auftretenden Bedeutungsvarianten von »Unparteilichkeit« der 
Verwaltung zu erfassen. 

a) Unvoreingenommenheit durch Unwissenheit 

In einem ersten Sinne kann Unparteilichkeit als Unvoreingenommenheit ver-
standen werden, die sich idealtypisch am besten dadurch sichern läßt, daß die 
zur Unparteilichkeit verpflichtete Instanz (Person, Behörde) möglichst wenig 
Vorkenntnisse über den Entscheidungsgegenstand besitzt. 

(Rechts-)Philosophisch kommt dieser Form von Unparteilichkeit eine zen-
trale Rolle in Rawls Theorie der Gerechtigkeit als Fairneß zu, freilich nicht für 
die Verwaltung, sondern für die von ihm sogenannte staatlich-politische 
»Grundstruktur«. Deren Gerechtigkeit soll anhand eines Gedankenexperi-
ments überprüft werden, das in Orientierung an Kant Parallelen zur Lehre vom 
Gesellschaftsvertrag aufweist: Es wird ein fiktiver Urzustand konstruiert, in 
dem sich alle Menschen auf fundamentale Gerechtigkeitsgrundsätze zu einigen 
haben. In diesem Urzustand sind den Menschen ihre eigenen realen Ziele und 
Präferenzen unbekannt (»Schleier des Nichtwissens«), so daß sie die Gerech-
tigkeitsgrundsätze ohne Berücksichtigung von Eigeninteressen und daher inso-
weit unparteilich wählen müssen25. 

In eine ähnliche Richtung weist ein dem früheren britischen Lord-Chief Ju-
stice Hewart zugeschriebenes Bonmot, wonach »die einzige menschenmögli-
che Unparteilichkeit die (ist), welche sich aus dem Unverständnis für beide Sei-
ten des Rechtsfalles ergibt«26. Den Hintergrund bildet das angelsächische Ideal 
eines Richters, der in der mündlichen Verhandlung erstmals und unvorbereitet 
mit einem Fall konfrontiert wird. Bei der aktiven Verwaltung, deren Aufgaben 

25 Rawls, Eine Theorie der Gerechtigkeit, 9. Aufl. 1996, S. 212 ff.; ders., Die Grundstruk-
tur, in: Die Idee des politischen Liberalismus, 1994, S. 45, 62; ders., Kantischer Konstruktivis-
mus, aaO., S. 80, 118, 127, 152; vgl. auch ders., Politischer Liberalismus, 1998, S.91 ff. (aller-
dings mit einem anderen Unparteilichkeitsbegriff, aaO., S. 122 u. 127: Unparteilichkeit als al-
truistisch auf das Gemeinwohl zielend). Zusammenfassend auch Geis, JZ 1995, 324, 325 f.; 
Hinsch, in: Die Idee des politischen Liberalismus, 1994, S.9, 17 u. 38 ff.; Hoffmann, Verfah-
rensgerechtigkeit, 1992, S. 174 ff., insbes. S. 175; speziell zum »Schleier des Nichtwissens« 
Hinsch, in: Zur Idee des politischen Liberalismus, 1997, S. 67, 80 ff. Aufgegriffen nunmehr von 
BVerfGE 101, 158, 217 f., dort freilich nicht für die Verwaltung, sondern für die (problemati-
sche) Forderung eines dem konkreten Verteilungsgesetz vorgeschalteten Maßstäbegesetzes 
für den Länderfinanzausgleich. 

26 Mitgeteilt von Radbruch, Der Geist des englischen Rechts, 1946, S. 28 f. 
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sich nicht auf die Entscheidung von Rechtsstreitigkeiten beschränken, kommt 
dies hingegen schon als Leitbild nicht in Betracht. Hier drohte fehlende Infor-
mation in besonderem Maße zu echtem Unverständnis und zu Handlungsunfä-
higkeit zu führen. 

In Betracht kommt allenfalls eine gewisse Begrenzung des zulässigen (Vor-) 
Wissens und Vorverständnisses. So erzwingt das US-amerikanische Verwal-
tungsrecht in gewissen Bereichen eine teilweise Abschottung der Entschei-
dungsträger von verfahrensexternen Informationsquellen und -kanälen27. Auch 
in Deutschland wird eine Vorbefassung mit dem Entscheidungsgegenstand un-
ter bestimmten Umständen als Befangenheitsgrund bewertet28. Beides dient 
dazu, die Unvoreingenommenheit eines Amtsträgers und in diesem Sinne auch 
seine Unparteilichkeit zu sichern. 

b) Fehlen eines Eigeninteresses am Entscheidungsgegenstand 

Dieser zweite Typus von Unparteilichkeit spiegelt sich besonders deutlich in 
dem klassischen Gerechtigkeitsgrundsatz wider, daß »niemand Richter in eige-
ner Sache« sein dürfe (nemo iudex in causam suam) und daher Rechtsstreitig-
keiten durch einen am Streit unbeteiligten und insoweit unparteilichen Dritten 
entschieden werden müssen29. Eine solche Regel läßt sich bis in das (Spät-)Mit-
telalter zurückverfolgen, also in eine Zeit, in der richterliche und verwaltende 
Tätigkeit noch nicht getrennt waren30. 

In dem Maße, in dem es gelang, die Verwaltungstätigkeit zumindest begriff-
lich gegenüber der Rechtsprechung abzugrenzen, wurde dieses Gebot dann al-
lerdings primär auf die Rechtsprechungsfunktion (»iudex«) bezogen, so später 
etwa im Preußischen Allgemeinen Landrecht die Patrimonialgerichtsbarkeit 
betreffend31. Der Hinweis auf das Verbot der Entscheidung in eigener Sache 

27 Im Verbot von >ex parte communications<, d.h. von Kontakten außerhalb der mündli-
chen Verhandlung zwischen dem verhandlungsleitenden >hearing officer< und den Verfahrens-
beteiligten (unter Einschluß der die Ermittlungen betreibenden Behördenmitarbeiter), das der 
amerikanische Administrative Procedure Act< (APA) für die förmlichen Verfahrenstypen an-
ordnet; dazu im einzelnen unten § 3 II. 3., insbes. a). 

28 Siehe insbes. § 20 Abs. 1 Nr. 6 VwVfG; vgl. dazu unten § 4 II. 1. d). 
29 Siehe auch Hollerbach, Staatslexikon, Bd. 2, 7. Aufl. 1986, Art. «Gerechtigkeit«, Sp. 898, 

901, zur Verankerung als Gebot der »natural justice<. 
30 Beispiele für die Ausformung in (spät)mittelalterlichen Ratsordnungen bei Willoweit, 

in: Deutsche Verwaltungsgeschichte, Bd. 1, 1983, S. 66, 133 f. mit Zitaten aus der Ordnung 
Ludwigs des Bayern für die niederbayerischen Amtsleute von 1340 und aus einer Ordnung 
des Markgrafen von Baden und des Grafen von Veldenz für die Grafschaft Sponheim von 
1437. Zur fehlenden Trennung von richterlicher und verwaltender Tätigkeit siehe etwa Willo-
weit, aaO., S. 289, 327 f. u. 344 f. 

31 II 17 §75 ALR bestimmte: »Wer seine eigne Gerichtsbarkeit durch sich selbst ausübt, 
kann in seinen eignen Sachen niemals Richter seyn; sondern muß solche Rechtsstreitigkeiten, 
bey welchen er selbst, oder Personen aus seiner Familie ein Interesse haben, der Untersuchung 
und Entscheidung des Obergerichts der Provinz überlassen.« 
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untermauerte die Forderung nach unabhängigem Rechtsschutz gegen den Lan-
desherrn und die ihm unterstellten Behörden, nicht nur vor den Gerichten des 
zerfallenden alten Reichs 3 2 , sondern auch auf Ebene der zunehmend souverä-
nen Einzelstaaten. Die alte konservativ-ständische Landesgerichtsbarkeit besaß 
für Klagen der Untertanen gegen den Landesherrn meist keine Zuständigkeit. 
Diese Gerichte erschienen gerade den Reformkräften des 18. Jahrhundert zur 
Entscheidung derartiger Streitigkeiten zudem auch wenig geeignet, weil die 
Gerichtsbarkeit vorrangig die Eigeninteressen von Adel und Obrigkei t reprä-
sentierte3 3 . Dies trug namentlich in Preußen zur Etablierung von kollegial 
strukturierten Amtskammern (sogenannte »Kammerjust iz«) bei, die Verwal-
tungs- und Rechtsprechungsaufgaben vereinten3 4 - was wiederum die Krit ik 
der durch die Aufklärung geprägten Reformer hervorrief, daß die Kammern in 
Verwaltungsstreitigkeiten in eigener Sache entschieden3 5 . 

Das Ziel der Reformen war dabei weniger die Unparteil ichkeit der aktiven 
Verwaltung als die Schaffung einer davon (weitgehend) unabhängigen K o n -
trollinstanz, sei es innerhalb der Verwaltung oder - später - in F o r m unabhän-
giger (Verwaltungs-)Gerichte. Die Niederlage Preußens gegen Napoleon ließ 
die Notwendigkeit , die aktive Verwaltung - nun für den Wiederaufbau -

32 Die Aufgabe der Reichsgerichte, die Untertanen gegen einen Mißbrauch der Landesho-
heit zu schützen, namentlich gegen Eingriffe in wohlerworbene Rechte »bloß nach Willkühr, 
Eigensinn oder eigennützigen Absichten des Regenten« statt zum gemeinen Besten, betont 
etwa Pütter, Beyträge zum Teutschen Staats- und Fürstenrechte, 1777, insbes. S. 303 f. u. 354; 
ähnlich auch noch Berg, Teutsches Policeyrecht, Erster Theil, 1799, insbes. S. 156 u. 167, in sei-
ner Abgrenzung zwischen Justiz und Polizeisachen: Zuständigkeit der Reichsgerichte für den 
Fall, daß ein Landesherr seine Policeygewalt »durch Eigennutz« mißbraucht, etwa »unter dem 
Vorwande der Policey bloß um seines Privatvortheils oder seiner Bequemlichkeit willen einem 
Unterthanen sein Eigentum hinwegnehmen« wollte. Zur Ausdehnung der Klagebefugnis vor 
dem Reichskammergericht in Policeysachen nicht zuletzt aus dem Grund, daß die Landes-
obrigkeit nicht Richter in eigener Sache sein dürfe, siehe Sailer, Untertanenprozesse vor dem 
Reichskammergericht, 1999, S. 430 ff., insbes. S. 433, vgl. auch S. 47. 

33 Siehe Loening, VerwArch 2 (1894), 217, insbes. 247 ff. (dort für die Zeit Friedrich Wil-
helm I). Vor allem in den süddeutschen Ländern floß dabei später auch das Gedankengut der 
französischen Revolution ein, wo man in den ordentlichen Gerichten trotz ihrer Umbildung 
nach wie vor die Vertreter vorwiegend aristokratischer Interessen erblickte und ihnen deshalb 
- in Frankreich bis heute - bei Strafe verbot, die Tätigkeit der neuen »revolutionären« Verwal-
tungsorgane zu stören (Gesetz v. 16./24. 8.1790, Tit. 2. Art. 3.; dazu Loening, aaO., S. 437, 444; 
zusammenfassend auch Seilmann, in: Staatsbürger und Staatsgewalt, 1963, 25, 51 ff. 

34 Dazu im Uberblick Sellmann, in: Staatsbüger und Staatsgewalt, 1963, S. 23, 35 ff. 
35 Dazu eingehend Loening, VerwArch 2 (1894), 217, 259 f. (aus einem Bericht von Concej 

1847 zitierend), S. 275 (v. Carmer 1781 zitierend), S. 287 f. (Svarez 1797 zitierend: »Bei der 
Kammerjustiz ist das dem richterlichen Amt so nöthige Vertrauen auf die Unparteilichkeit der 
Richter besonders von minder unterrichteten Parteien unmöglich zu erwarten. Der Justizia-
rius camerae, der den Fiscum zum Prozeß autorisiert und instruirt, hat zugleich bei der Ent-
scheidung richterliche functiones zu übernehmen, mithin sind affectio ad causam und Kolli-
sionen verschiedenartiger Pflichten fast unvermeidlich«), schließlich S. 452 (v. Klewitz 1798 
zitierend). Vgl. auch Sellmann, in: Staatsbürger und Staatsgewalt, 1963, S.25, 42 f.; Erichsen, 
Verfassungs- und verwaltungsrechtsgeschichtliche Grundlagen, 1971, insbes. S. 98 f. 
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schneller und beweglicher zu machen, noch deutlicher hervortreten; auch aus 

diesem G r u n d mußte die Verwal tung weitgehend v o n Rechtsprechungsaufga-

ben und den daran gekoppelten Unpartei l ichkeitssicherungen entlastet wer -

den3 6 . Dennoch wi rd das Verbot der Entscheidung in eigener Sache bis heute 

immer wieder auch fü r die Forderung nach Unpartei l ichkeit der Verwal tung 

ins Feld geführt, nicht nur auf den einzelnen Amtst räger bezogen, sondern 

auch auf Behörden 3 7 ; dies gilt t ro tz anderer historischer Entwicklung auch f ü r 

die U S A 3 8 . 

In einer erweiterten F o r m richtet sich dieses Unpartei l ichkeitsverständnis 

nicht nur gegen Entscheidungen in eigener Sache, sondern gegen jegliches Ei-

geninteresse der Verantwort l ichen (behördlicher Entscheidungsträger oder 

auch privater Sachverständiger) am jeweiligen Entscheidungsgegenstand3 9 . 

Beim einzelnen Verwaltungsbeamten (im Gegensatz zu Behörden oder gar 

der Verwaltung im Ganzen) erscheint es ohne weiteres einsichtig, daß er sich in 

der Orient ierung an Recht und Gesetz nicht durch Rücksicht auf private Ei-

geninteressen stören lassen darf 4 0 , daß Interessenkollisionen v o n gewissem G e -

36 Zur Entwicklung der Trennung von Justiz und Verwaltung in Bezug auf Verwaltungs-
sachen siehe vor allem Seilmann, in: Staatsbürger und Staatsgewalt, 1963, S. 23 ff.; Erichsen, 
Verfassungs- und verwaltungsrechtsgeschichtliche Grundlagen, 1971, S. 213 ff. 

37 So bei 7uregg, NJW 1955, 81, 83: Marré, Befangenheit, 1960, S. 54 ff.; bzgl. der früheren 
Planfeststellung der Bundesbahn »in eigener Sache« siehe nur Bonk, in: Stelkens/Bonk/Sachs, 
VwVfG, 5. Aufl. 1998, § 74 Rn. 8; jüngst allgemeiner Lübbe-Wolff, Umwelt-Ordnungsrecht, 
1996, S. 64 f; Schmidt-Aßmann, Ordnungsidee, 1998, S. 299 (6/115). Zur heutigen Rechtslage 
bei Behördenentscheidungen »in eigener Sache« siehe unten §4 III. 2. 

38 Spring Water Works v. Schottler, 110 U.S. 347 (1884): An agency engaged in ratemaking 
must not act in »violation of the principle that no man shall be a judge in his own case« (aaO. 
S. 354). »It need hardly be said that it is an elementary priciple of natural justice that no man 
shall sit in judgement when he is interested ... The principle is not limited to cases arising in 
ordinary courts of law in the regular administration of justice but extends to all cases where a 
tribunal of any kind is established to decide upon the rights of different parties« (aaO., S. 364, 
Field, dissenting). Aufgegriffen von Schwartz, 30 Tulsa L.J. (1995) 461, 462. 

39 In diese Richtung auch R y f f e l , in: Verwaltung, 1965, S. 264 und im Abschluß daran 
Kazele, Interessenkollisionen und Befangenheit, 1990, S. 20: »Bindung an objektive Maß-
stäbe, unter Hintansetzung subjektiver Interessen und Stellungnahmen, die solche einer Par-
tei sind«. Vgl. aus systemtheoretischer Perspektive ferner Roellecke, Die Verwaltung 29 
(1996), 1, 9 u. 15: Verwaltung »als der Teil einer Organisation, der ohne o f f e n legitimierbare 
eigene Ziele im Dienste der Aufgaben eines Betriebs durch verbindliche Entscheidungen 
zwischen Betrieb und Umwelt vermittelt« (Hervorhebung vom mir); ähnlich ders., Ver-
wArch 91 (2000), 1,10. — Dieser Unparteilichkeitstypus weist Verbindungen zu zwei Bedeu-
tungen des Wortes »Neutralität« bei C. Schmitt auf: »Neutralität im Sinne der Objektivität 
und Sachlichkeit auf Grundlage einer anerkannten Norm« und vor allem »Neutralität auf 
der Grundlage einer nicht egoistisch-interessierten Sachkunde« (vgl. Der Hüter der Verfas-
sung, 1931, S. 114 f.). 

40 Deshalb nennt etwa Dagtoglou, in: FS Forsthoff, 1967, S. 64 mit dortiger Fn. 9, »Befan-
genheit«, »persönliche Beteiligung« und »persönliches Interesse« als nahezu bedeutungs-
gleich. 



Sachverzeichnis 

(besonders wichtige Fundstellen sind kursiv gesetzt) 

Abgeordnete, Mitwirkungsverbot für A. 
45 f. 

Ablehnungsrecht 226ff., 344 
Absprachen, normersetzende A. und 

SanierungsA. 315, 3 1 8 , 3 2 6 f f , 349 
s. auch Vorabbindung/Vorabsprachen 

Abwägung 1, 12 f., 14, 17, 25, 33, 123, 125, 
134, 137, 147, 173, 196, 259 f., 269 f., 281, 
286, 301, 304, 308, 318, 335, 337, 3 4 0 f f , 
346 f., 381 ff., 384, 388 f., 391 ff., 423, 425, 
438,440, 475, 493, 497 f., 512 

adjudication 28, 138, 158, 290, 489 
- formal a. 28, 69, iOi / j i , 111, 158 f., 190, 

263, 291, 312 f., 452, 455,500 
- informal a. 69, 106, 110 f., 159, 190, 292, 

454 f. 
adjudicatory facts 112, 138 f., 205 
Administrative Law Judge 102 f., 114,263, 

313,449, 507 
Administrative Procedure Act 34, 66, 68 f., 

79 f f , 101 f f , 158 f., 330 f. 
administrative Selbstkontrolle 61, 213 f f , 

226, 253, 344, 509 
adversary procedure 101, 264, 313 
Ämterkauf 11, 51, 196, 243 
Amterpatronage 16,141,244 
agency 64 ff., 79, 132,490 

s. auch independent regulatory 
commissions 

Akteneinsicht 324 f., 454 
Aktenführung/aktenmäßige 

Dokumentation 316, 324 f., 349, 418, 
454, 456, 480 ff., 495 f., 498, 502, 514 

Akzeptanz 84 ff., 92, 103, 123, 145, 200, 
217, 238, 284, 286, 302, 311, 318, 339, 415, 
424, 474, 507 

alien factors 21 
s. auch entscheidungsfremde Einflüsse/ 
Faktoren 

alternative dispute resolution 420 f. 
Amtsermittlung(sgrundsatz) 

- bei der Verwaltung 18, 163, 165, 3 0 2 f f , 
314, 348,375,461,463,510 

- bei der Verwaltungsgerichtsbarkeit 326, 
4 7 6 f f , 495, 497, 502, 514 

- nachvollziehende Amtsermittlung 305, 
348, 391, 395 f., 402, 434, 440, 466, 497, 
512 

Amtsethos 244,250,460 
Amtskonflikt 
- bei Gemeinderäten 222ff. 
- bei Verwaltungsbeamten 205 f f . , 229, 

234, 238 f., 262, 344, 459, 492, 501, 509 
- historische Entwicklung 59 f. 
Analogiefähigkeit 
- der Unparteilichkeitsanforderungen an 

Richter für Verwaltungsbeamte 96 f., 
100, 189, 204, 225 f . , 227, 344 f, 507 

- der §§ 20, 21 VwVfG außerhalb eines 
Verwaltungsverfahrens im Sinne des § 9 
VwVfG 145, 2 2 8 f f , 345, 509 

- des § 21 VwVfG für das Kommunalrecht 
146 

Anhörung 144, 182, 3 0 9 f f , 348, 453, 463, 
498, 510 

Antragsteller, Gestaltungsmacht des 165 f., 
181,298, 304 f. 

arbitrary or capricious 68, 80 
s. auch Ermessen, Ermessensfehler 

Atomrecht/Kernenergierecht 148, 150, 155, 
165, 398 f. 

Aufsicht/Staatsaufsicht 262, 266, 268, 279, 
372 f., 392, 427, 434, 441, 447, 451 f., 500, 
513 

Auftragsvergabe 28 (mit Fn. 113), 230 
Ausgewogenheit 

s. Unparteilichkeit, Bedeutungsvarianten, 
U. als umfassende und ausgewogene 
Pluralität 

Auskunft 
s. Fürsorgepflicht, behördliche 

Ausschluß/Ausschließung vom Verfahren 
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- von Privaten, insbes. Sachverständigen 
365, 400 f., 407 f., 413, 421, 431, 433, 447 

- von Richtern 202,214,225 
- von Verwaltungsbeamten 32, 34, 99, 130, 

154, 164, 200ff., 234, 238, 252, 343 f., 444, 
446 f., 459, 472 f., 492 f., 500 f., 508 f. 

- historische Entwicklung ¡4 f f , 195,238 
s. auch Mitwirkungsverbote, 
kommunalrechtliche 

Bahn/Bundesbahn 185 f., 257, 259 ff., 284, 
286, 458, 465,494 
s. auch Planung/Planfeststellung in 
eigener Sache 

Baugenehmigung 255 f. 497 
- Einschränkung/Wegfall der B. 3 ,28,177, 

357, 404ff, 439, 511 
Bauleitplanung 2, 32, 148, 166, 188, 221, 

262, 318, 337, 349, 360, 366, 380ff., 
387ff, 394, 433, 475, 497 

Beamtenrecht 
- Beamtengarantien 11 ,51 ,196 ,243 
- Legalitätspflicht 249f., 346, 460, 509 
- Nebentätigkeitsbeschränkungen 233, 

345, 447 
- Neutralitätspflicht 6 ,14 f f , 32, 141, 196, 

242ff, 345 f., 460, 468, 501, 509 
s. auch Unparteilichkeit, 
Bedeutungsvarianten, U. als 
parteipolitische Neutralität 

- Treuepflicht/Loyalitätspflicht 16,52, 
128, 243 f., 247ff, 346, 460, 509 

Befangenheit, (Besorgnis der) 
- eines Privaten, insbes. Sachverständigen 

365, 400 f., 407 f., 413, 431, 433, 447 
- eines Richters 65 
- eines Verfahrens-/Konfliktmittlers 422 
- eines Verwaltungsbeamten 8, 22, 32, 

85 f., 130, 154, 164, 203ff, 225 f., 252, 
343 f., 446 f., 461, 493, 501, 508 f. 

- institutionelle B. 155, 346, 397, 
401 

Begründung 
- einer Rechtsverordnung 333, 335, 338 
- einer rule 330ff. 
- eines Bebauungsplans 392, 497 
- eines Verwaltungsakts 130, 162, 165 f., 

167, 419, 488ff, 493, 495 f., 502 f., 514 
Behörde, Problem der fachlichen 

Spezialisierung 276 
Behördenspitze 103,263 
Beliehene 

s. Private, als Beliehene 

Beratung 
s. Fürsorgepflicht, behördliche 

Berufskammern 
s. Selbstverwaltung, funktionale 

Beschleunigung 2, 74, 176 f., 181, 187 f., 
272 f., 298, 307, 317 f., 322 f., 325 f., 380, 
382, 386, 397, 466 f., 495 

Bestechlichkeit 11 ,19 ,51 
Beteiligung Privater an der Erfüllung von 

Verwaltungsaufgaben 
s. Private 

Betriebsbeauftragte 
s. Umweltbeauftragte, betriebliche 

Beurteilungsspielraum 36, 71, 94, 419, 473, 
48! ff. 
s. auch Ermessen 
s. auch Kontrolldichte 

Beweismaß/-last 325, 392, 479ff, 493, 495, 
502,514 

böser Schein (der Befangenheit) 200, 216, 
238,241,255, 345,424 

Bürokratiemodell/bürokratisch 95, 154, 
162,278, 347,361 

Bundeskartellamt 121 f., 507 
Bundespost 257, 259 f. 

s. auch Planung/Planfeststellung in 
eigener Sache 

capture 273ff, 319, 331, 334, 338, 349, 362, 
417,490,495 
s. auch Klientelorientierung 

Common Law 34, 63 f., 66, 82, 91, 106, 157, 
264, 462, 506 

cost-benefit-analysis 
s. Kosten-Nutzen-Analyse 

Daseinsvorsorge 4, 28, 108, 171, 175, 180, 
184, 185 f., 193,230, 256 f., 508 

- D. und Europa 185 f. 
DEGES 379, 383ff, 395, 438 
Demokratie(prinzip) 14, 16, 24, 40, 45 f., 

217 f., 220 ff., 236, 239, 282, 345, 444, 
468 f., 506 

Deregulierung 74, 134, 161, 171 
Dezision/Dezisionismus 125, 153, 338, 491 
Dienstleistung/Dienstleistungsparadigma 

s. Verwaltungstypen, effizienzorientierte 
Dienstleistung, 

discretion 67 f. 
s. auch Ermessen 
s. auch Kontrolldichte 

Diskurs(modell) 18 ff., 45, 289, 418, 435, 
440, 457, 486 
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Distanz 1, 3, 20, 32, 40, 41, 44 ff., 48, 131, 
154, 182, 218, 264, 282, 285, 319, 349, 
417 f., 422 f., 425,500,510 
s. auch Unparteilichkeit, Bedeutungs-
varianten, U. als Distanz und Nicht-
Identifikation 

Drittbetroffene 2, 17, 33, 75, 85, 123, 181 ff., 
188, 193, 208, 269, 272 f., 293 f., 297 f., 
304 f., 316 f., 334, 456, 465, 481, 494 f., 
508 

dueprocess 17,37,66, 83, 89 f., 106, 110, 
138, 159, 196, 203, 237, 290ff., 347f., 510 

effizienzorientierte Dienstleistung 
s. Verwaltungstypen, effizienzorientierte 
Dienstleistung 

Eigeninteressen 
- amtliche E. 32,206,229 

s. auch Amtskonflikt 
- E. einer Behörde 11,32,265,269,287, 

302 ff., 346, 397, 416 f., 458 
s. auch Befangenheit, institutionelle 

- E. eines öffentlichen Unternehmens 209, 
211, 260 f.,260 f., 458 

- fiskalische E. 4, 207 f. 
- gemeinwohldienliche Kanalisierung 

privater E. 353, 355, 360, 363, 366, 
433ff, 438, 496,512 

- privatwirtschaftliche E. 11,186,347,356, 
358, 361, 363, 379, 382, 384, 388, 394 f., 
437 f., 449, 451 
s. auch Interessengebundenheit Privater 

Eingriffsverwaltung (im Gegensatz zur 
leistenden Verwaltung) 175 

Einheit der Verwaltung 206 f., 278ff, 412, 
463, 501 

Energieversorgung 171, 185 f. 
Entscheidung in eigener Sache 8 f., 99, 131, 

240, 251, 289, 345, 444, 450, 458, 463, 509 
s. auch nemo iudex in causam suam 
s. auch Planung/Planfeststellung in 
eigener Sache 
s. auch Richter in eigener Sache 
s. auch Unparteilichkeit, 
Bedeutungsvarianten, U. als Fehlen eines 
Eigeninteresses 

entscheidungsfremde/sachfremde Faktoren/ 
Einflüsse 20f. ,47f. , 154, 199, 282 f., 303, 
339, 353, 396, 403, 418, 467, 474, 488, 
506 

ergebnisbezogene Unparteilichkeit 
s. Unparteilichkeitssicherung, Ebenen 
der, ergebnisbezogene U. 

Ermessen 33, 48 f., 53, 55 ff., 70 ff., 81 f., 
91 f., 94, 98, 126 f., 134 ff., 159, 164, 184 f., 
316, 340 ff., 374 f., 379, 485, 506 

- Ermessensfehler/-mißbrauch 58 f., 161, 
487ff, 514 

- Ermessensgrenzen/-leitlinien 21, 78 f., 
178 
s. auch Beurteilungsspielraum 
s. auch discretion 
s. auch Kontrolldichte 
s. auch Verfahrensermessen 

Erörterungstermin 18, 85, 119, 123 f., 265, 
267, 269, 293, 310ff, 348 f., 383, 386 f., 
452, 465, 483, 492, 494, 510, 513 

Europäische Grundrechtscharta 
s. Grundrechtscharta 

Europäische Menschenrechtskonvention 
294 

Europarecht 163 f., 235, 279, 296, 302, 
333 

Executive Order 82 f., 133, 136, 171 f. 
exekutive Normsetzung 27 f., 92, 191, 

228 f., 329ff, 349, 508, 510 f. 
s. auch rulemaking 
s. auch Satzung 
s. auch Verordnungsgebung 
s. auch Verwaltungsvorschriften 

ex parte contacts/communications/ 
Kontakte 8 , 6 6 , 9 9 , 1 0 4 f . , 106ff, 109ff, 
159 f., 190, 196, 204, 221, 266, 313 f., 332, 
454 f., 489, 507 

expertise 94, 331 
s. auch Sachverstand 
s. auch Verwaltungstypen, 
sachverständige Problemlösung 

Fachbehörde 
s. Behörde, Problem der fachlichen 
Spezialisierung 

Fachkunde/Fachwissen 
s. Sachverstand 

Fehlen eines Eigeninteresses 
s. Unparteilichkeit, Bedeutungsvarianten, 
U. als Fehlen eines Eigeninteresses 

Finalprogramm 143, 147 
Fiskustheorie 207 
formal adjudication 

s. adjudication, formal 
formal rulemaking 

s. rulemaking, formal 
Frankreich 5 (mit Fn. 21), 34 (mit Fn. 134), 

95, 112 (mit Fn. 80), 173, 292 (mit 
Fn. 472) 
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Funktionale Selbstverwaltung 
s. Selbstverwaltung, funktionale 

Funktionentrennung 
- zwischen Anhörungs- und 

Planfeststellungsbehörde 131, 182 f., 198, 
264ff., 312, 346, 385, 465, 483 

- zwischen Projektmanager und 
entscheidender Behörde 273,312 

Fürsorgepflicht, behördliche 1 8 7 , 3 0 6 f f , 
313 ,348 ,451 ,461 ,510 

Gegengutachter/-sachverständige 20, 311, 
402, 433, 440, 449, 512 

Gemeinderat 
- einzelner G. 217 f f , 344 
- G. als Gremium 131, 145 f., 188, 217, 336, 

380, 390 
Gemeinwohl 3 ,11 f., 14, 23 f f , 29, 31, 39, 

46, 77, 110, 146, 177, 180, 193, 271, 280, 
283, 286, 289, 309, 314, 322 f., 338, 345, 
348 f., 352, 354, 358 ff., 388, 390, 428 f., 
467 ff., 474, 506 ,508 ,510 ,512 

Genehmigungsverfahren 2, 119, 176 f., 
182 f., 187 f., 508 
s. auch Beschleunigung 

Gentechnikrecht 149, 156 
Gerechtigkeit 7, 23, 39 f., 42, 45 f., 85, 250, 

295, 474, 506 
- prozedurale G. 18,289 
Gerichtskontrolle 
- materielle G./Inhaltskontrolle 8 ff., 34, 

36 f., 39, 4 7 f f , 74, 84, 9 0 f f , 142, 154 f., 
161 f., 219, 228, 256, 268, 288, 302, 386 f., 
392, 419, 425, 433 f., 440, 447, 469, 484ff, 
502 f., 506,514 

- Verfahrenskontrolle 69 f., 228, 471 f f , 
502,514 

Gesetzesbindung 21 f., 39, 42 f., 46, 55 ff., 
84 ff., 90 ff., 261, 352, 506 f. 

Gesetzesherrschaft 4 0 f f , 90, 235 f., 506 
Gestaltungsaufgabe 2, 34 

s. auch Verwaltungstypen, politische 
Gestaltung 

Gewährleistungsverantwortung, staatliche 
3, 357, 359 f., 374, 380, 407, 409 

Gewaltenteilung 26, 40, 50, 133, 234, 
284 ff., 397 

Gleichbehandlung 
s. Unparteilichkeit, Bedeutungsvarianten, 
U. als Gleichbehandlung 
s. Waffengleichheit 

Gremien, plurale 131, 144 f., 150, 156, 354, 

362, 364, 402, 413ff, 427, 434 f., 439 f., 
449,470, 486 f. 

- s. auch Kollegialorgane/-prinzip in der 
Verwaltung 

Grenzwerte 142, 166 f., 340 
Grundrechte 71 f., 77, 118 f., 227, 237, 340 f., 

426, 428, 480 
- G.schutz durch (Organisation und) 

Verfahren 36, 8 7 f f , 92, 116, 119, 227, 
239, 293 f., 302, 334f., 507, 510 

Grundrechtecharta 1 
Gruppeninteresse/-privileg 62, 130, 200 f., 

220 f., 229, 231,344 
Gutachterorganisationen 399ff, 432 
Gutachterstreit 20 ,311,314 

Haftung 365,403,408 
hard look review 79 f f , 91, 106, 137, 160, 

164,192,275, 331, 490 f., 508 
Haushaltsrecht 170, 172, 174 f. 
hearing 65 f., 102, 160, 203, 332 

Immissionsschutzrecht 148, 163, 166, 168, 
179, 192, 256 

independent regulatory commissions/ 
agencies 65 f f , 133, 157 f., 273 ff. 

indirekte Steuerung 22, 2 3 f f , 295, 339, 353, 
506 

individuelles Sonderinteresse 200 f., 218, 
224 

informal adjudication 
s. adjudication, informal 

informal-kooperatives Verwaltungshandeln 
75 f., 315 f f , 349, 456 f., 481, 510 

informal rulemaking 
s. rulemaking, informal 

Inkompatibilität 233f., 345, 370, 447f. 
Interessenausgleich 31, 73, 83 f., 86, 146, 

221, 227, 280 f., 285, 298, 340 ff., 347, 420, 
423,436, 440, 444,486,510 

Interessenberücksichtigung 
- ausgewogene/umfassende I. 168, 270, 

272, 307, 326, 337, 340 ff., 350, 387, 393, 
452, 456, 474, 483 

- Gefahr der selektiven I. 259,305,311, 
318, 323, 328, 338, 349, 353, 364, 388, 390, 
394, 424, 438, 481, 492, 496, 510 

Interessengebundenheit Privater 3, 29, 352, 
353 f f , 384,511 
s. auch Eigeninteressen, 
privatwirtschaftliche 

Interessenvertreter (in Gremien) 362, 414, 
428f., 434, 439 
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Investit ionsförderung 2, 176, 298, 307, 317, 
499 

Investor, privater 176, 181 f., 193, 298, 360, 
381 f f . , 3 8 8 f f , 433, 438, 466 f., 495, 497 

justizähnliche Rechtsverwirkl ichung 
s. Verwaltungstypen, justizähnliche 
Rechtsverwirkl ichung 

Just izförmigkeit der Verwaltung 56, 69, 79, 
85, 97 f., 112 ff., 186, 196 ,277 ,373 ,462 , 
484, 501 

Klientelorientierung 2 7 3 f f , 347, 413, 510 
s. auch capture 

Kollegialorgane/-prinzip in der Verwaltung 
14, 19 f., 53 f., 56, 96, 113 f., 123, 196, 462, 
469 f. 

Kompensation/Kompensationssmodell 
33 f., 155, 182, 193, 197, 212, 215, 219, 
231, 239, 241, 261, 267 f., 273, 282, 288, 
301 f., 312, 325 f., 343 ff., 348 f., 383, 386, 
390 ff., 395, 401 ff., 410 ff., 418 f., 429 f., 
433, 435, 440 f., 443 ff, 510, 512 ff. 

Kondit ionalprogramm 143, 147, 352 
Konfl iktmitt ler 

s. Verfahrens-/Konfliktmittler 
Kontrastorgan 281 
Kontrolldichte/-intensität, gerichtliche 34, 

63, 115, 325 f., 329, 341, 349, 392, 419, 
446, 4 8 4 f f , 514 
s. auch Beurtei lungsspielraum 
s. auch Ermessen 

Kooperation mit einem privaten Investor 
s. Investor 

Kosten-Nutzen-Analyse/Erwägungen 82 f., 
134 ff, 171 ff, 177, 184 

Kriegsdienstverweigerung 118, 120 f., 190, 
287, 507 

Kundenorientierung 2 f., 31, 1 6 9 , 1 7 3 f f , 
178 ff, 187, 192 f., 307, 322 

legislative facts 111, 138 ff., 205 
Legit imation, demokratische 131 f., 145, 

188, 245, 247, 277, 287, 338, 360, 362, 416, 
428, 441, 450 

leistende Verwaltung ( im Gegensatz zur 
Eingriffsverwaltung) 175, 183 f. 

Maschinenmodell (der Verwaltung) 151 f., 
154 f., 159, 248, 508 

Mediator 
s. Verfahrens-/Konfliktmittler 

Ministerverantwortung 208, 210 

Mi twi rkung im Gemeinderat 
- Begriff 221 f. 
- Ursächlichkeit der M. für den Beschluß 

221 f., 473 
Mitwirkungsverbote 
- historische Entwicklung 52 f f . 
- kommunalrechtl iche 146,195, 2 1 6 f f , 

229, 232 f., 344, 509 
München Ii-Entscheidung 1, 13, 17, 33, 49, 

206 ff., 239, 285, 317, 472, 492 

negotiated rulemaking 
s. rulemeking, negotiated 

nemo iudex in causam suam 8, 99, 195, 236, 
505 
s. auch Entscheidung in eigener Sache 

Neues Steuerungsmodell 2 ,174 ff, 180, 
184, 186, 193, 508 

Neutral ität 
- politische N. 

s. Beamtenrecht, Neutral itätspfl icht 
s. Unpartei l ichkeit , Bedeutungsvarianten, 
U . als parteipolitische Neutral i tät 

- rel igiös-weltanschauliche N. 12 
N e w Deal 35, 65, 67 f., 79, 82, 91, 106, 132, 

158, 330 f., 506 
N e w Public Management 174,508 
Nicht-Identif ikat ion 

s. Unpartei l ichkeit , Bedeutungsvarianten, 
U. als Distanz und Nicht-Identif ikat ion 

normersetzende Absprachen 
s. Absprachen 

Normsetzung, exekutive 
s. exekutive Normsetzung 

Öffentl icher Nahverkehr 185 
öffentliche Unternehmen 4, 185,207, 

209 ff., 229, 260 f., 271 f. 
s. auch Eigeninteresse eines öffentlichen 
Unternehmens 

Öffentlich-rechtlicher/städtebaulicher 
Vertrag 
s. Vertrag 

ökonomische Analyse 170 f. 
s. auch Kosten-Nutzen-Analyse 

ökonomische Effizienz/Optimierung 2, 31, 
170 f., 173, 177 f., 184 
s. auch Verwaltungstypen, 
effizienzorientierte Dienstleistung 

Organisationsinteressen 99, 149, 165, 197, 
208, 268, 2 6 9 f f , 346 f., 384, 394 f. 

Organisat ionspsychologie 207, 213, 251, 
270f., 285, 314, 325, 347, 398 f., 404, 413, 
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420 f., 424, 429, 432, 438, 448 f., 459, 492, 
495, 501, 509 f., 512 

Parteienfeindlichkeit 14 f., 245 
Partikularinteressen 14, 24, 40 f., 44, 46, 48, 

278,282,303 f., 417 f. 
Partizipation 80, 123, 132, 156, 227, 311, 

331,334,415,456 
Personenbeförderungsrecht 256 
Planung/Planfeststellung 1, 12 f., 14, 17, 73, 

96, 119, 123, 127, 131, 142, 147f., 164, 
186, 191 f., 197, 205, 227, 231, 198, 301, 
311, 337 f., 340, 423, 449 f., 466 f., 474 f., 
483, 509 

- P. in eigener Sache 257, 258ff., 284, 286, 
346, 452, 458, 465, 494, 501, 509, 513 

Pluralisierung 
- durch Beteiligung verschiedener 

Behörden 268 f., 281 f., 288, 346f., 448, 
494, 500, 509 

- statt Neutralisierung 415 ff., 432 f., 440, 
4 4 8 f f , 500, 509, 512 f. 
s. auch Unparteilichkeit, 
Bedeutungsvarianten, U. als umfassende 
und ausgewogene Pluralität 

Policey Wissenschaft 13 
policymaking 9 5 , 1 3 2 f f , 507 

s. auch Verwaltungstypen, politische 
Gestaltung 

political bias 128, 1 3 0 , 1 3 8 f f , 191, 205, 
507 

Politikbegriff/Begriff des Politischen 125 f. 
politische Gestaltung 31, 44, 77, 90, 165, 

169 
s. auch Verwaltungstypen, politische 
Gestaltung 

Polizeirecht/-verfügung 56 ff. 
pouvoir neutre 15,141,246 
Präsident (der USA) 70, 82 f., 105, 130, 

132 f f , 138, 191,332, 455, 507 
Preußen 8 ff., 19, 52 ff., 69 f., 113 f f , 195, 

207 f., 252 
- Beschlußverfahren 56 f., 113, 115, 120, 

453 
- Preußisches Allgemeines Landrecht 8, 

52,57, 195 
- Preußisches Oberverwaltungsgericht, 

Rechtsprechung des 55 f f , 91, 115, 198, 
252, 484, 506 

Prinzip (in Abgrenzung zur Regel) 240, 
345, 444, 446, 509 

Prioritäten(setzung/Präferenzen, politische 
1, 3, 14, 17, 25, 31, 1 2 4 , 1 2 8 f f , 147, 160, 

182, 190, 242, 259, 311, 334, 340 ff., 450, 
479, 496, 507 

Private 
- als Beliehene 357,355,364,407,431,433, 

437,497,511 
- als Sachverständige 168, 357 ff., 361, 364, 

3 9 3 f f , 414 ff., 418, 430 ff., 438 f., 497, 512 
s. auch Sachverständige 

- als Verfahrens- und Konfliktmittler/ 
Mediatoren 
s. Verfahrens-/Konfliktmittler 

- Beteiligung Privater an der Erfüllung von 
Verwaltungsaufgaben 11, 28 f f , 77 f f , 92, 
155, 168 f., 189, 351 f f , 3 5 8 f f , 417, 49bi., 
506, 511 f. 

- Einschaltung Privater auf 
Verfahrensebene 360 f., 3 6 6 , 3 7 9 f f , 438, 
497 

- ergänzende Mobilisierung Privater 363 f., 
3 6 7 f f , 437 f., 511 

Privatisierung 3 f., 28 f., 356, 359, 384 f., 
396, 404 

privatwirtschaftliches Eigeninteresse 
s. Eigeninteresse, privatwirtschaftliches 

Prognosen 108,119,163 
Projektmanager/-management 176, 182, 

188, 272f., 347, 420, 465, 495 
Prüfungsrecht 119, 203, 227 f., 295, 470, 

480 f., 487, 489, 493, 502, 513 f. 

quasi-judicial decisionmaking 9 4 , 1 0 0 f f , 
190, 499, 507 

quasi-legislative decisionmaking 330 
Rechtsstaat(sprinzip) 1, 5, 42, 235 f., 239, 

240, 283 f., 286f., 294, 345, 444f., 469 
Rechtsverordnung 

s. Verordnungsgebung 
Rechtsweggarantie 36, 71, 484 f. 
record 66, 101, 104, 161,313 
Regelungsdichte 55, 62 f., 143 
Regierung 26, 127, 141 
Regulierung 4, 64 ff., 73, 132, 134 ff., 171 ff., 

186, 273 ff. 
Regulierungsbehörde für Post und 

Telekommunikation 96, 121 f., 186, 190, 
276 f., 301,464, 507 

revolving door 274 
Richter in eigener Sache 8 f f . , 32, 52, 115 

s. auch Entscheidung in eigener Sache 
s. auch nemo iudex in causam suam 
s. auch Planung/Planfeststellung in 
eigener Sache 
s. auch Unparteilichkeit, 
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Bedeutungsvarianten, U. als Fehlen eines 
Eigeninteresses 

Richtigkeit (statt bloßer Rechtmäßigkeit) 
25, 49 

Risiko(entscheidungen) 126, 143, 148 f., 
156, 164 f., 191, 298, 333, 340, 349, 396, 
399, 415, 432, 446, 449, 467, 508 

rulemaking 
- formal r. 28, 69, 101 f., 103, 109, 111, 190, 

313, 330, 454 
- hybrid r. 109 f. 
- informal r. 28, 69, 79 f., 106 ff., 134 ff., 

138, 143 f., 144, 158 ff., 171, 177, 191, 
330ff., 338, 349, 454 f., 490 f., 510 f. 

- negotiated r. 420, 424 (mit Fn. 340) 
rule of law and not of men 40, 42 f., 90, 506 
Rundfunk(recht) 74,278 

Sachlichkeit (im Gegensatz zur 
Parteilichkeit) 14f., 41, 141, 244f., 345 

Sachverstand 31, 80, 108, 120, 149, 265, 305 
- behördlicher S. (im Gegensatz zu 

privatem S.) 402, 433, 440 
- privater S. 78, 353, 393ff. 

s. auch, Private, als Sachverständige 
- sachverstandsgeleitete Problemlösung 

79, 152 f., 155 f., 160 ff., 164 ff., 188, 192, 
508 
s. auch Verwaltungstypen, 
sachverstandsgeleitete Problemlösung 

- technokratisches Verständnis 151 f., 
154 f., 157 ff., 162 ff., 191, 333, 349, 415, 
432, 508 
s. auch technokratisches Denken 

- wirtschaftliche (Un-)Abhängigkeit des S. 
155, 192, 363, 368 ff., 395, 397 ff., 408 f., 
411 f., 415, 4 3 0 f f , 440, 508, 512 

Sachverständige 
- amtlich anerkannte S. 358, 396 ff., 410ff. 
- öffentlich bestellte S. 358, 396 ff., 413 
Sachverständigengutachten/-beweis 
- auf Verwaltungsebene 3 9 6 f f , 430,439 
- bei Gericht 476ff. 
Satzung 27, 145 f., 191,220, 337 

s. auch exekutive Normsetzung 
Schleier des Nichtwissens 7 
Schutzpflicht 357, 407, 409 
Selbstkontrahieren, Verbot des 53, 195, 

229, 365 
Selbsverpflichtungen (der Wirtschaft) 315 
Selbstverwaltung, funktionale 357, 407 ff., 

4 2 6 f f , 434, 439, 497 f. 
Separation of functions 65, 102 f., 108 f., 

110f., 159, 190, 196, 198, 263f., 287f., 
292, 346, 449, 454, 489, 507 

Sonderinteressen 
s. Partikularinteressen 

sozialistischer Staat 16 
Sozialverwaltung (im weiteren Sinne) 111, 

163, 186 f., 291,313 
Sportelwesen 11, 51, 196, 243 
Staatsidee 15,245,345 
Städtebaurecht 

s. Bauleitplanung 
Steuerungsfähigkeit des (materiellen) 

Rechts/Gesetzes 37, 73 f f , 78, 91, 279, 
506 

synoptische Entscheidungsfindung/ 
synoptic decisionmaking 80, 137, 160, 
166,192,331,508 

Systemtheorie 40 (mit Fn. 4), 126 
(mit Fn. 153), 289 

Tätigwerden eines Amtsträgers im 
Verwaltungsverfahren, Begriff 201 f. 

Technische Überwachung/TÜV 168, 358, 
398, 4 1 0 f f , 430 ff., 439, 497 

technokratisches Denken 27, 125, 142, 
151 f., 154 f., 172, 191 f., 511 
s. auch Sachverstand, technokratisches 
Verständnis 

Telekommunikation 4, 29, 77, 171, 257, 356, 
464 f. 
s. auch Regulierungsbehörde für Post 
und Telekommunikation 

Transparenz 31, 122, 132, 145, 150, 156, 
162, 190, 315, 328 f., 336 ff., 349, 373, 391, 
393, 435, 4 5 3 f f , 467, 469, 495 f., 498 ff., 
507,510,513 

Typenbildung 25, 95, 189 

Umweltaudit 3, 78, 168 f., 355, 363, 3 6 7 f f , 
404, 431 f. 

Umweltbeauftragte, betriebliche 363 f., 368, 
375 f f , 431 f. 

Umweltgesetzbuch 148, 166,262,265,306, 
321,324, 336, 425, 456 

Umweltstandards 
s. Grenzwerte 

Umweltverträglichkeitsprüfung 166, 262, 
269, 305 f., 321,386, 393 f f . 

Unabhängigkeit 114, 124, 358, 362, 420 f., 
436, 439 
s. auch Sachverstand, wirtschaftliche 
(Un-)Abhängigkeit des 
s. auch Weisungsunabhängigkeit 
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Unbeachtlichkeit (von Verfahrensfehlern) 
48, 58 f., 202, 471 f., 474 f., 514 

Unmittelbarkeit 201, 219 f., 229, 231, 344 
Unparteilichkeit 
- Bedeutungsvarianten 4ff., 505 
- - U. als Distanz und Nicht-

Identifukation 11,12 f f . , 124, 131, 155, 
179, 186, 189, 232, 236, 271, 273, 
276 ff., 283, 289, 303, 306, 309, 317, 
328, 339, 347 f., 354 f., 358, 361 f., 386, 
399, 436, 439, 448 ff., 459, 467 f., 501, 
513 

- - U. als Fehlen eines Eigeninteresses 
8 f f , 32 f., 98, 121 f., 130, 154, 167, 179, 
186, 191, 195, 225, 228, 233, 235 f., 238, 
343,430, 436, 444, 448 f. 

- - U. als Gleichbehandlung 17f., 33,100, 
124, 131 f., 178, 187, 293ff, 306 f., 
310 ff., 337, 348 f., 453, 470 

- - U. als parteipolitische Neutralität 11, 
14 f f , 131, 154, 167, 243 ff., 345 f., 
414 

- - U. als umfassende und ausgewogene 
Pluralität 18 f f . , 145, 155, 160 ff., 165, 
188, 192 f., 268 f., 282, 324, 331, 334, 
336 ff., 349, 362, 364, 383, 395 f., 414 ff., 
439, 468, 486 

- - U. als Unvoreingenommenheit 7f., 98, 
102, 128, 130 f., 135, 145, 154 f., 165, 
167, 189, 191, 203, 213, 231, 271, 289, 
291,295 f., 313, 399, 431,449 

- U. als Relationsbegriff 20 f f , 506 
- U. des Beamten 

s. Beamtenrecht, Neutralitätspflicht 
Unparteilichkeitssicherung, Ebenen der 

32 f., 195 f f , 508 ff. 
- ergebnisbezogen 3 3 , 3 3 8 f f . , 349, 511 
- organisatorisch-institutionell 32, 39, 

60f., 99, 120f., 130f., 164, 189, 196f., 
208, 214, 234, 241 f f , 296, 365 f., 370, 378, 
384, 396, 401, 408, 410ff., 417f., 430, 
444 f., 448ff, 460, 500, 509 f., 513 

- personell-individuell 32, 39, 52 ff., 99, 
130, 189, 195, 1 9 7 , 1 9 8 f f , 282 ff., 291, 
295, 308, 343 ff., 365, 396, 407 f., 412 f., 
444, 447f., 459 f., 462 ff., 500, 508 f., 513 

- prozedural/verfahrensbezogen 33, 39, 
99 f., 131 f., 189 f., 198,212, 288ff, 347 ff., 
366, 435, 445, 452 f f , 461 ff., 500, 510 f., 
513 

Unparteilichkeitsverantwortung, staatliche 
3, 29 f., 77 f., 351, 359, 363, 372, 415, 427, 
430 ff., 511 

Untersuchungsgrundsatz 
s. Amtsermittlungsgrundsatz 

Unvoreingenommenheit 
s. Unparteilichkeit, Bedeutungsvarianten, 
U. als Unvoreingenommenheit 

USA 8, 10, 27 f., 34 f f , 63 f f , 79 f f , 84 f., 91, 
94 f., 100 f f , 129, 132ff, 145, 157ff, 
171 f f , 190 ff., 196, 202 f., 204 f., 248, 
263 f., 273ff, 290ff, 313, 329ff, 420, 
454 f., 489ff, 506 ff., 510 f. 

Verantwortlichkeit/Verantwortung, 
politische 31, 86, 1 2 4 , 1 2 8 f f , 137 f., 
144 f., 155 f., 167, 169, 188, 190,208, 
212, 239, 280, 287, 328, 334, 344, 382, 
392 f., 438, 446, 454, 467, 490 f., 500, 
507 

Verantwortungstypologie 355 f., 359 
Verfahrensermessen 74, 86 

s. auch Ermessen 
Verfahrensfairneß 
- im Prozeß 482 
- im Verwaltungsverfahren 17,33,103, 

105, 111, 138, 286, 294ff, 315, 317, 348 f., 
362,510 

Verfahrensgarantien/-sicherungen 
s. Grundrechtsschutz durch 
(Organisation und) Verfahren 

Verfahrens- und Konfliktmittler 265, 272 f., 
314, 325, 349, 355, 362, 381, 419ff, 436, 
439, 441,469,499,512,514 

Vergabe öffentlicher Aufträge 
s. Auftragsvergabe 

Verordnungsgebung 27 f., 142 ff., 191,229, 
333ff, 349, 456 f., 467 
s. auch exekutive Normsetzung 

Vertrag, öffentlich-rechtlicher 76f., 299, 
303, 320 

- städtebaulicher V. 3 6 0 , 3 8 7 f f . 
Vertretungsverbot, kommunalrechtliches 

232f., 345, 447f. 
Verwaltungsbegriff 26ff. 
Verwaltungsermessen 

s. Ermessen 
Verwaltungsmanagement 

s. Verwaltungstypen, effizienzorientierte 
Dienstleistung 

Verwaltungsspitze 128 ff., 242, 247 ff., 253, 
282, 507 

Verwaltungstätigkeit in Privatrechtsform 
28, 184, 229f. 

Verwaltungstypen 30 f., 93 ff., 224ff, 287, 
301, 304 f., 309, 331 
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- V. als effizienzorientierte Dienstleistung 
31, 36, 1 6 3 , 1 6 9 f f . , 192 f., 198, 272 f., 301, 
304 f., 307, 309, 322, 348, 465, 467, 484, 
493, 499, 508 

- V. als justizähnliche 
Rechtsverwirklichung 31, 36, 9 7 f f , 127, 
132, 152, 157, 174, 189 f., 196 ff., 204, 214, 
264, 309, 330 f., 344, 449, 452, 462, 464, 
507 

- V. als politische Gestaltung 31,36, 
124 ff., 151, 153, 159, 165, 172, 174 f., 
190 f., 193, 198, 212, 217, 242 f., 247,264, 
282, 304, 328, 331 f., 337, 341 f., 344, 385, 
392, 425, 439, 449 f., 455, 467, 478, 484, 
488, 493, 507 f. 

- V. als sachverständige Problemlösung 31, 
36, 127, 129, 131, 134, 145, 149, 150 f f , 
191 f., 193, 198, 205, 211, 264, 282, 305, 
314 f., 330 f., 418, 424, 449, 465, 488, 508 

Verwaltungsökonomie 169 f. 
Verwaltungsverfahren 
- dienende Funktion des V. 36, 72 f., 471 
- Verfahrensförmlichkeit/förmliches V. 35, 

66, 113 ff., 120 ff., 132, 144 f., 189 f., 196, 
198, 202, 204, 227, 264, 291, 300 f., 313 f., 
418, 452 f., 464 f., 492, 499, 507, 513 

- formloses V. 35, 56, 116, 204 f. 
Verwaltungsvorschriften 142 ff., 167, 191, 

478 
Verwaltungsziele/-zwecke 352 
Vorabbindung/Vorabsprachen 99, 104, 167, 

188, 231, 3 1 6 f f , 349, 382, 389 ff., 423, 
481,496, 498,510 

Vorhaben- und Erschließungsplan 354, 
387 ff. 

s. auch Investor 
s. auch Vertrag, städtebaulicher 

Vor- oder Nachteil 201, 219 f. 
Vorverhandlungen 75, 301, 3 1 9 f f , 349, 

445 f., 469, 481,495 f. 
- Teilformalisierung von V. 320 ff., 349 
Waffengleichheit 
- im Prozeß 482 
- im Verwaltungsverfahren 17 f., 33, 85, 98, 

100, 104, 111, 181,265,269, 291 f., 294, 
2 9 7 f f , 307, 310 ff., 315, 317, 319 ff., 327, 
348 f., 362, 453, 474, 492, 498, 500, 510, 
513 

Weisungsrecht 16, 128, 133, 205, 209, 212, 
262, 277, 464 

Weisungsunabhängigkeit/-freiheit 15 f., 99, 
120 ff., 189, 198, 249 f., 278, 372, 378,412, 
417 f., 431 f. 

Wertung(en) 108, 119 f., 122, 127, 132, 143, 
147, 152 f., 160 ff., 166, 190, 192,259, 341, 
415,508 

Widerspruchsverfahren 114, 253, 397 
Wiederholungsprüfung/-bewertung 213, 

215 f., 226, 344,489, 493 
s. auch Prüfungsrecht 

Wirtschaftlichkeitspinzip 170, 189 
Wirtschaftstätigkeit der öffentlichen Hand 

73, 184 f. 

zoning 134 (mit Fn. 182), 145 (mit Fn. 233), 
332 

Zuständigkeitsverlagerung 61, 196, 251 f., 
254 f f , 346, 451, 500,513 

Zustimmungserfordernis (einer anderen 
Behörde) 257 f., 451, 500, 513 
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